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§ 1 NAME UND SITZ DES VERBANDES

1)  Der Verband führt den Namen  

„Steuerberaterverband Niedersachsen Sachsen-Anhalt e. V.”

2) Der Verband muss im Vereinsregister eingetragen sein.

3) Sitz und Gerichtsstand ist Hannover.

§ 2 ZWECK DES VERBANDES

1)  Dem Verband obliegt die Wahrung, Förderung und Vertretung der berufli-

chen und sozialen Angelegenheiten seiner Mitglieder.

2) Zu seinen Obliegenheiten gehören insbesondere folgende Aufgaben:

 1.  Die Vertretung der berufspolitischen und wirtschaftlichen Interessen der Be-

rufsangehörigen;

 2.  die Mitwirkung bei der Gestaltung des Steuer-, Wirtschafts- und Berufs-

rechts;

 3.  steuerrechtliche und wirtschaftsrechtliche Fortbildung der Mitglieder und de-

ren Mitarbeiter;

 4. Erstattung von Gutachten in beruflichen Angelegenheiten;

 5.  Beratung und Hilfe in Fragen der Altersversorgung, insbesondere 

 Praxen verwertung;

 6. Pflege der Zusammenarbeit mit den Berufskammern.
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§ 3 MITGLIEDSCHAFT

1)  Die Mitgliedschaft kann von natürlichen Personen erworben werden, die zur 

unbeschränkten Hilfeleistung in Steuersachen befugt sind.

2)  Über den Antrag auf Erwerb der Mitgliedschaft ist nach Prüfung der Angaben, 

nach Anhörung des Bezirks und Ortsverbandes durch das Präsidium zu ent-

scheiden. Sofern Bezirk oder Ortsverband nicht innerhalb einer Frist von zehn 

Werktagen nach Information über den Aufnahmeantrag der Aufnahme des 

Antragstellers schriftlich widersprechen, gilt die Zustimmung des Bezirks bzw. 

Ortsverbandes als erteilt.

3)  Die Ehrenmitgliedschaft können erhalten: Personen, die sich um den Berufs-

stand verdient gemacht haben.

4) Die Mitgliedschaft endet

 1. durch Tod;

 2.  durch schriftliche Austrittserklärung an die Geschäftsstelle zum Schluss 

des Kalenderjahres;

 3.  durch Ausschluss mit dem Schluss des Kalendermonats nach Eintritt der 

Rechtskraft des Ausschlussbescheides;

 4.  durch Entziehung der beruflichen Bestellung mit Eintritt der Unanfechtbar-

keit des Entziehungsbescheides.

5) Ausschlussgründe sind:

 1. Ehrenrühriges Verhalten;

 2. schuldhafte Verletzung satzungsrechtlicher Pflichten;

 3.  Beitragsrückstände von mehr als einem Jahresbeitrag nach Ablauf eines 

Kalenderjahres

 4. Zahlungsrückstände in Höhe von zwei Jahresbeiträgen.

6)  Der Ausschluss (§ 3 Abs. 4 Ziff. 3 in Verbindung mit Abs. 5) kann von dem Vor-

sitzenden des zuständigen Bezirks oder Ortsverbandes oder von einem Mitglied 

des Präsidiums beantragt werden. Über den Antrag entscheidet das Präsidium 

im Beschlussverfahren. Geht der Antrag vom Präsidium aus, sind die zuständi-

gen Bezirks- und Ortsverbandsvorsitzenden zu hören. Das Mit  glied kann gegen 

den Ausschlussbescheid Berufung einlegen, die der nächs ten Delegiertenver-

sammlung zur Entscheidung vorzulegen ist. Die Berufung ist binnen Monatsfrist 

nach Bekanntgabe oder Zustellung des Aus schluss beschei des zu begründen 

und an die Geschäftsstelle des Verbandes mit eingeschriebenem Brief einzurei-
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chen. Die Mitgliedschaft ruht bis zur Entscheidung durch die Delegiertenver-

sammlung. Das Mitglied hat in dieser Versammlung Anspruch auf Gehör.

§ 4 RECHTE UND PFLICHTEN DER MITGLIEDER

1)  Die Mitglieder und deren Hinterbliebene haben in beruflichen Angelegenheiten 

Anspruch auf Beratung. Dem Verband entstehende Auslagen sind grundsätzlich 

zu erstatten.

2)  Die Mitglieder sind verpflichtet, die Satzung und die Beschlüsse des Verbandes 

zu befolgen.

§ 5 RECHTE UND PFLICHTEN DER EHRENAMTLICH TÄTIGEN MITGLIEDER

1)  Aufwendungen für Fahrten und Teilnahme an Sitzungen und Versammlun gen 

des Verbandes oder an Terminen oder an Veranstaltungen im Auftrag des Ver-

bandes sowie der damit verbundene Zeitaufwand sind den ehren amtlich täti-

gen Mitgliedern zu vergüten. Mitgliedern des Präsidiums, des Vorstandes sowie 

den Vorsitzenden der Ortsverbände kann daneben eine pauschale Entschädi-

gung für den weiteren mit der ehrenamtlichen Tätigkeit verbundenen Zeitauf-

wand gewährt werden. Die Höhe beschließt die Delegiertenversammlung.

2)  Die ehrenamtlich tätigen Mitglieder sind in allen als vertraulich bezeichneten 

Angelegenheiten des Verbandes und seiner Mitglieder zur Verschwiegenheit 

verpflichtet.

§ 6 ORGANE DES VERBANDES

Organe des Verbandes sind:

Die Delegiertenversammlung (§ 7) 

Der Vorstand und das Präsidium (§ 8) 

Der Bezirk   (§ 9)

Der Ortsverband   (§ 9)

Der besondere Vertreter  (§ 10)

§ 7 DIE DELEGIERTENVERSAMMLUNG

1)  Die Delegiertenversammlung ist die Mitgliederversammlung im Sinne des 
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Vereinsrechts. Sie besteht aus dem Vorstand (§ 8 Abs. 1), den Ehrenpräsiden-

ten, den Ehrenvorstandsmitgliedern, den von der Mitgliederversammlung der 

Bezirke auf Vorschlag der Ortsverbände gewählten Delegierten und den von 

der Delegiertenversammlung gewählten Rechnungsprüfern.

2)  Die Anzahl der zu wählenden Delegierten ist von den Bezirken aus der Anzahl 

ihrer Mitglieder zu ermitteln. Jeder Bezirk hat jedoch das Recht, mindestens drei 

Delegierte zu entsenden. Für je 40 Mitglieder und für die unter diesem Vertei-

ler liegende Anzahl der Mitglieder der Bezirke kann je 1 Delegierter gewählt 

werden. Es sollte aber jeder Ortsverband einen Delegierten entsenden. Den 

gewählten Delegierten ist von den Bezirken eine Wahlbestätigung mit Angabe 

der zu vertretenden Stimmrechte auszuhändigen.

3)  Mitglieder des Vorstandes, Ehrenpräsidenten, Ehrenvorstandsmitglieder und 

Rechnungsprüfer, denen andere Vertretungsrechte nicht zustehen, besitzen 

nur das eigene Stimmrecht.

4)  Jede satzungsgemäß einberufene Delegiertenversammlung ist beschlussfähig. 

Der Bezirk der Versammlung ist jeweils in der Delegiertenversammlung des 

vorhergehenden Geschäftsjahres zu bestimmen.

5)  Die Delegiertenversammlung ist regelmäßig nach dem Ablauf eines Geschäfts-

jahres von dem Präsidenten mit einer Frist von mindestens 6 Wochen durch 

schriftliche Einladung oder per E-Mail einzuberufen. Außerordentliche Dele-

gier tenversammlungen sind mit angemessener Frist einzuberufen, wenn die 

Mehrheit der Vorstandsmitglieder oder mehr als 20 Prozent der Mitglieder des 

Verbandes die Einberufung beantragen.

6)  In der Einladung zur Delegiertenversammlung sind Tagungsort, Versammlungs-

zeitpunkt und Tagesordnung anzugeben. Anträge zur Tagesordnung, die jedes 

Mitglied einreichen kann, müssen mindestens 3 Wochen vor der Versammlung 

dem Bezirksvorsitzenden oder der Geschäftsstelle zugegangen sein. Die Dele-

giertenversammlung kann verspätet eingegangene Anträge zur Tagesordnung 

zulassen.

7)  Für Satzungsänderungen, Erlass und Änderung der Wahlordnung und der Bei-

tragsordnung, die Genehmigungen der Geschäftsordnungen der Aus schüsse, 
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Ausschluss von Mitgliedern und Auflösung des Verbandes ist 2/3-Mehrheit, in 

den übrigen Fällen einfache Stimmenmehrheit erforderlich.

8)  Über die Beschlüsse der Versammlung ist ein Protokoll zu führen, das vom Präsi-

denten und vom Protokollführer zu unterzeichnen ist.

9)  Der Delegiertenversammlung obliegt die Beschlussfassung insbesondere 

über folgende Aufgaben:

 1. Satzungsänderungen;

 2.  Wahl und Abberufung des Präsidenten, der Vizepräsidenten und der Rech-

nungsprüfer;

 3.  Einsetzung von Ausschüssen und Genehmigungen der Geschäftsordnungen 

der Ausschüsse;

 4. Berufungsentscheidung über den Ausschluss von Mitgliedern;

 5. Festsetzung von Mitgliedsbeiträgen, Umlagen und Bearbeitungsgebühren;

 6.  Genehmigung des Wirtschaftsplanes, des Jahresabschlusses und Erteilung 

der Entlastung des Vorstandes;

 7.  Ernennung von Ehrenpräsidenten, Ehrenmitgliedern und Ehrenvorstands-

mitgliedern des Verbandes;

 8. Auflösung des Verbandes.

 9.  Festlegung der Anzahl der Vizepräsidenten gemäß § 8 Abs. 2 Satz 3 der Sat-

zung.

 10.  Erlass und Änderung von Wahlordnung und Beitragsordnung. Wahlordnung 

und Beitragsordnung sowie die Geschäftsordnungen der Ausschüsse sind 

Bestandteil der Satzung.
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§ 8 VORSTAND UND PRÄSIDIUM

1)  Der Vorstand besteht aus dem Präsidium (Abs. 2) und aus den Vorsitzenden 

der Bezirke oder deren Stellvertretern (§ 9). Wird ein Bezirksvorsitzender durch 

Wahl in der Delegiertenversammlung Mitglied des Präsidiums, so ist Neu-

wahl des Bezirksvorsitzenden spätestens 6 Monate nach dieser Delegierten   -

versammlung erforderlich.

2)  Das Präsidium ist gesetzlicher Vertreter des Verbandes gemäß § 26 BGB. Es 

besteht aus dem Präsidenten und mindestens vier, aber maximal fünf gleich-

berechtigten Vizepräsidenten sowie dem Hauptgeschäftsführer als geschäfts-

führendem Präsidiumsmitglied. Der Hauptgeschäftsführer hat im Präsidium 

Sitz und beratende Stimme. Er ist nicht abstimmungsberechtigt. Der fünfte 

Vizepräsident kann nur im Ausnahmefall (z. B. Vorbereitung der Amtsübergabe) 

auf Antrag des Präsidiums durch Beschluss der Delegiertenversammlung bestellt 

werden. Mindestens ein Mitglied des Präsidiums soll seine berufliche Nieder-

lassung in Sachsen-Anhalt haben. Die Aufgabenverteilung und die Regelung 

der Vertretung erfolgt im Rahmen einer Geschäftsordnung, die sich das Präsi-

dium gibt. Zwei seiner Mitglieder vertreten gemeinsam den Verband als 

eingetragenen Verein. Im Falle des Ausscheidens eines Mitglieds des Präsidiums 

ist für die Zeit bis zur nächsten Delegiertenversammlung Ersatzwahl durch 

den   Vorstand vorzunehmen.

3)  Präsident und Vizepräsidenten sind von der Delegiertenversammlung mit einfa-

cher Stimmenmehrheit zu wählen.

4)  Ehrenpräsidenten, Ehrenvorstandsmitglieder und der Hauptgeschäftsführer 

haben im Vorstand Sitz und beratende Stimme. Sie sind nicht abstimmungs-

berechtigt.

5)  Der Vorstand (Abs. 1) ist von dem Präsidenten einzuberufen. Außerordentliche 

Vorstandssitzungen sind einzuberufen, wenn mindestens 3 Vorstandsmitglieder 

sie beantragen.

6)  Die Sitzungen sind mit angemessener Frist und Bekanntgabe der Tagesordnung 

einzuberufen.

7)  Der Vorstand beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 

entscheidet die Stimme des Präsidenten. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 

mindestens die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist.
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8)  Über die Sitzungen und Beschlüsse ist ein Protokoll zu führen, das von dem 

Präsidenten und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist.

9)  Ist gegen ein Vorstandsmitglied ein Berufsgerichtsverfahren oder ein gericht-

liches Strafverfahren eingeleitet, ruht auf Beschluss des Vorstandes die ehren-

amtliche Tätigkeit bis auf weiteres.

10)  Präsident und Vizepräsidenten werden auf die Dauer von drei Jahren gewählt. 

Nach Ablauf der Wahlperiode bleiben sie bis zur Neuwahl im Amt.

§ 9 BEZIRKE UND ORTSVERBÄNDE

1)  Der Vorstand (§ 8 Abs. 1) beschließt über die Einrichtung und Abgrenzung 

der Bezirke und der Ortsverbände.

2)  Soweit die Satzung keine ausdrücklichen Regelungen für die Bezirke und Orts-

verbände enthält, sind die Bestimmungen der Satzung von den Bezirken und 

Ortsverbänden sinngemäß anzuwenden.

3)  Die Versammlungen sind mit einer Frist von mindestens drei Wochen durch 

schriftliche Einladung oder per E-Mail einzuberufen.

4)  Die Vorsitzenden der Bezirke und Ortsverbände sowie deren Stellvertreter sind 

von den jeweiligen Mitgliederversammlungen mit einfacher Stimmenmehrheit 

zu wählen. Die Vorsitzenden und deren Stellvertreter werden auf die Dauer 

von drei Jahren gewählt. Nach Ablauf der Wahlperiode bleiben sie bis zur Neu-

wahl im Amt. Die Wahlperiode entspricht der Wahlperiode des Präsidiums.

5)  Die Bezirke führen den Verbandsnamen mit dem Zusatz „Bezirk und Sitzort”, 

die Ortsverbände mit dem Zusatz „Ortsverband und Sitzort”.

6)  Den Bezirken und Ortsverbänden obliegt insbesondere die Aufgabe, die beruf-

liche Fortbildung der Mitglieder und die Aufgaben des Verbandes in ihrem Be-

reich zu wahren und zu fördern.

9
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§ 10 GESCHÄFTSFÜHRUNG

1)  Der Vorstand (§ 8 Abs. 1) beschließt über die Einrichtung von Geschäftsstellen 

und über die Bestellung von Geschäftsführern. Die übrigen Aufgaben gehören 

zur Beschlussfassung des Präsidiums.

2)  Das Präsidium (§ 8 Abs. 2) ist insbesondere berechtigt, für die Geschäfts-

bereiche operatives Geschäft (insbesondere Seminarverwaltung) und Im-

mobilienverwaltung den/die Hauptgeschäftsführer:in zum/zur besonderen 

Vertreter:in gemäß § 30 BGB zu bestellen. Die Abberufung des/der besonderen 

Vertreters:in obliegt ebenfalls dem Präsidium.

3)  Beschlüsse des Präsidiums sind dem Vorstand unverzüglich mitzuteilen und 

gelten als bestätigt, wenn nicht innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe 

1/3 der Mitglieder des Vorstands widerspricht. Widerspricht 1/3 der Mitglieder 

des Vorstandes den Beschlüssen, ist ihre Durchführung bis zur Beschlussfassung 

durch den Vorstand auszusetzen.

§ 11 GESCHÄFTSJAHR, RECHNUNGSLEGUNG

1) Das Geschäftsjahr des Verbandes ist das Kalenderjahr.

2)  Das Präsidium hat alljährlich einen Wirtschaftsplan aufzustellen und diesen 

der Delegiertenversammlung zur Genehmigung vorzulegen.

3)  Der Jahresabschluss für das abgelaufene Geschäftsjahr ist dem Vorstand 

(§ 8 Abs. 1) vorzulegen. Er ist von den gewählten Rechnungsprüfern (§ 7 

Abs. 9 Ziff. 2) zu prüfen und mit schriftlichem Bericht der Delegiertenversamm-

lung zur Erteilung der Entlastung des Vorstandes vorzulegen.
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§ 12 BEITRÄGE, UMLAGEN, BEARBEITUNGSGEBÜHREN 

1)  Der Verband erhebt von seinen Mitgliedern Beiträge, Bearbeitungsgebühren 

und nach Bedarf Umlagen, deren Höhe von der Delegiertenversammlung zu be-

schließen ist.

2)  Die Beitragspflicht beginnt mit dem Erwerb der Mitgliedschaft und endet 

mit dem Verlust der Mitgliedschaft (§ 3 Abs. 4). Die Höhe des bei unter-

jährigem Beginn oder Beendigung der Mitgliedschaft zu leistenden Beitrags 

wird in der Beitragsordnung geregelt. Ehrenpräsidenten, Ehrenmitglieder 

und Ehren vorstandsmitglieder sind beitragsfrei.

3)  Der Beitrag ist mit dem Beginn des Kalenderjahres im Voraus fällig und per Last-

schrift zu leisten. Bei Zahlung durch Überweisung kann eine Bearbeitungsge-

bühr erhoben werden.

4)  Das Präsidium kann Beiträge und Umlagen in begründeten Fällen auf Antrag 

stunden, ermäßigen oder erlassen.

5)  Umlagen bis zur Höhe eines Vierteljahresbeitrages kann der Vorstand 

(§ 8 Abs. 1) beschließen.

§ 13 AUFLÖSUNG UND LIQUIDATION DES VERBANDES

Die Delegiertenversammlung bestellt für den Fall der Auflösung des Verbandes 

die Liquidatoren.

§ 14 ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

1) Das Präsidium ist zu redaktionellen Änderungen der Satzung ermächtigt.

2)  Diese Neufassung der Satzung tritt mit dem Zeitpunkt ihrer Genehmigung 

durch die Delegiertenversammlung an die Stelle der Satzung in der bisherigen 

Fassung.
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Wahlordnung 
bei der Delegierten-
versammlung 
(§ 7 der Satzung)

Stand: Beschluss Delegiertenversammlung 2023
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§ 1 GELTUNGSBEREICH

Die Wahlordnung gilt für die

1. Wahl eines Wahlleiters bei der Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten

2. Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten

3. Wahl von Rechnungsprüfern

4.  Abberufung des Präsidenten oder von Vizepräsidenten bzw. eines Rechnungs-

prüfers

5. Einsetzung von Ausschüssen und die Wahl der Ausschussmitglieder

6.  Ersatzwahl bei Ausscheiden des Präsidenten oder von Vizepräsidenten wäh-

rend der Amtsperiode.

§ 2 STIMMRECHTE

1)  Die Zahl der auf der Delegiertenversammlung höchstens geltend zu machen-

den Stimmrechte entspricht der Zahl der Verbandsmitglieder zu Beginn der 

Delegierten  versammlung.

2)  Jedem Bezirk stehen so viele Stimmrechte zu, wie er Mitglieder zu Beginn 

der Delegiertenversammlung aufweist.

3)  Die Stimmrechte eines Bezirks verteilen sich auf die von dessen Mitglieder-

versammlung gewählten Delegierten sowie die dem Bezirk zugehörigen Vor-

standsmitglieder und Rechnungsprüfer.

  Vorstandsmitglieder und Rechnungsprüfer besitzen jeweils nur ein Stimmrecht, 

es sei denn, die Mitgliederversammlung des Bezirks hat ihnen weitere Stimm -

rechte übertragen.

  Die verbleibenden Stimmrechte eines Bezirks werden zu Beginn der Delegier-

ten versammlung durch den Bezirksvorsitzenden auf die Delegierten verteilt. 

Die Verteilung der Stimmrechte auf die Delegierten sollte möglichst gleichmäßig 

erfolgen.

  Sollte bereits die Mitgliederversammlung des Bezirks eine Stimmrechts-

verteilung vorgenommen haben, entfällt eine Verteilung durch den Bezirks-

vorsitzenden.
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§ 3 WAHLVERFAHREN

1)  Wahlen des Präsidenten und der Vizepräsidenten werden von einem gesondert 

zu wählenden Wahlleiter geleitet. Bei allen übrigen Wahlen ist der Vorsitzende 

bzw. dessen Stellvertreter Wahlleiter.

  Wahlen erfolgen durch Handaufhebung. Auf Verlangen eines stimmberech tig-

ten Mitglieds muss schriftlich gewählt werden.

2)  Ungültige Stimmen und Stimmenthaltungen werden bei der Ermittlung des 

Wahlergebnisses nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit ist der Wahlgang 

nach vorheriger Beratung zu wiederholen. Ergibt sich auch danach Stimmen-

gleichheit, ist eine Wahl nicht zustande gekommen.

3)  Jedes Mitglied ist berechtigt, in der Delegiertenversammlung bis zum Beginn 

einer Wahlhandlung Kandidaten vorzuschlagen. Kandidatenvorschläge für die 

Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten müssen spätestens vier Wochen 

vor der Delegiertenversammlung in einer der Geschäftsstellen vorliegen. Spä-

ter eingehende Kandidatenvorschläge werden nicht berücksichtigt.

4)  Der Wahlleiter hat die Vorschläge unter Nennung von Namen, Vornamen und 

Berufsbezeichnungen bekanntzugeben. Stellt der Wahlleiter auf Befragen fest, 

dass keine weiteren Vorschläge eingebracht werden, beginnt nach Abschluss 

der Debatte die Wahlhandlung.

5)  Wird schriftliche Wahl verlangt oder vorgeschrieben, sind die vom Verband aus-

gegebenen Stimmzettel zu vergeben. Sind mehrere Stimmzettel ausge geben, so 

bestimmt der Wahlleiter den zu verwendenden Stimmzettel.

  Die Stimmen werden dadurch abgegeben, dass die Namen von höchstens 

so vielen Kandidaten auf den Stimmzettel gesetzt werden, als Mandate in 

einem Wahlgang zur Wahl stehen. Den einzelnen Namen kann der Delegierte 

jeweils höchstens die Zahl seiner Gesamtstimmen zuordnen.

6)  Enthält der Stimmzettel mehr Namen als Mandate zu besetzen oder mehr 

Stimmen als nach dieser Wahlordnung zulässig sind, ist er ungültig. Enthält der 

Stimmzettel weniger Namen oder Stimmen, gelten die nicht abgegebenen Stim-

men als Enthaltung. Das gleiche gilt für unleserliche Namen oder Namen von 

nicht vor Beginn der Wahlhandlung vorgeschlagenen Kandidaten. Stimm zettel 

mit nicht richtig geschriebenen Namen sind gültig, wenn aus ihnen der Wille 

des Abstimmenden hinsichtlich der Personenbestimmung eindeutig erkennbar 

ist. Mehrmals aufgeführte Namen werden nur einmal gezählt.
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§ 4 AUSZÄHLUNG DER STIMMEN, VERKÜNDUNG DES WAHLERGEBNISSES, NIE-

DERSCHRIFT

1)  Die Auszählung der Stimmen erfolgt unmittelbar nach Schluss der Wahl-

handlung durch den Wahlleiter und die von ihm ggf. bestimmten Helfer. 

Der Wahlleiter hat nach jedem Wahlgang das Wahlergebnis zu verkünden.

  Die Wahlvorschläge und die Wahlergebnisse sind in der Niederschrift über 

die Delegiertenversammlung festzuhalten.

  Zweifel an der Richtigkeit der Wahl(en) können nur bis zu 4 Wochen nach Zu-

stellung des Protokolls vorgebracht werden.

2)  Die bei schriftlichen Wahlen abgegebenen Stimmzettel sind zusammen mit evtl. 

Auszählungsunterlagen mindestens 6 Monate in der Geschäfts stelle aufzube-

wahren.

§ 5 ANNAHME DER WAHL, ERGÄNZUNGSWAHL

1)  Unmittelbar nach Beendigung des Wahlvorgangs hat der Wahlleiter die Kan di-

daten zu befragen, ob sie die Wahl annehmen. Lehnt ein Kandidat die Annah-

me der Wahl ab, so ist unverzüglich eine Ergänzungswahl durchzuführen.

2)  Von einem in der Delegiertenversammlung während der Wahlhandlung nicht 

anwesenden Kandidaten sollte möglichst ein schriftliches Einverständnis vorlie-

gen, dass er im Fall seiner Wahl diese annimmt.

§ 6 WAHL DES PRÄSIDENTEN UND DER VIZEPRÄSIDENTEN, WAHLLEITER

1)  Für die Wahl des Präsidenten, die Wahl der vier bzw. fünf Vizepräsidenten, die 

Abberufung des Präsidenten oder von Vizepräsidenten sowie die Ersatzwahl 

bei Ausscheiden des Präsidenten oder von Vizepräsidenten während der Amts-

periode wählt die Delegiertenversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit 

einen Wahlleiter aus dem Kreis der Delegierten. Während der Wahlleitung ist 

der Wahlleiter auch Verhandlungsleiter.

2)  Die Wahl des Präsidenten und der Vizepräsidenten erfolgt grundsätzlich in drei 

Wahlgängen. Im ersten wird der Präsident gewählt. Hat dieser seine berufliche 

Niederlassung in Niedersachsen, wird im zweiten Wahlgang ein Vizepräsident 

mit beruflicher Niederlassung in Sachsen-Anhalt gewählt. Im dritten Wahlgang 
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werden die weiteren drei bzw. vier Vizepräsidenten gewählt. Sollte für das Amt 

des Vizepräsidenten kein Bewerber mit beruflicher Niederlassung in Sachsen-

Anhalt kandidieren, so werden die vier bzw. fünf Vizepräsidenten in einem 

Wahlgang gewählt.

  Gemäß § 3 Abs. 5 dieser Wahlordnung kann jeder Delegierte bei der Wahl 

der Vizepräsidenten viermal bzw. fünfmal an je einen Kandidaten seine Gesamt-

stimmen abgeben. Gewählt sind die vier bzw. fünf Kandidaten, die die höchste 

Stimmenzahl auf sich vereinigen.

  Bei Wahlen durch Handaufhebung erfolgt die Aufforderung zur Stimmabgabe 

für die Kandidaten in deren alphabetischer Reihenfolge.

  Entspricht die Zahl der Kandidaten der Zahl der zu wählenden Mandate, kann 

der Wahlleiter, sofern kein Delegierter widerspricht, die Wahl durch nur eine 

Stimmabgabe herbeiführen.

3)  Die Abberufung des Präsidenten, von Vizepräsidenten bzw. von Rechnungs-

prüfern kann nur durch schriftliche Abstimmung erfolgen.

§ 7 WAHL DER AUSSCHÜSSE, RECHNUNGSPRÜFER

Ausschussmitglieder werden in einem Wahlgang gewählt, ebenso Rechnungs-

prüfer, sofern die Wahl von mehreren Rechnungsprüfern gleichzeitig erforderlich 

sein sollte. Die Abgabe der Stimmen erfolgt analog der Wahl der Vizepräsidenten.

§ 8 INKRAFTTRETEN

Diese Wahlordnung tritt mit der Annahme durch die Delegiertenversammlung 

in Kraft. Änderungen bedürfen der 2/3-Mehrheit der Delegierten versammlung.



Beitragsordnung

Diese Beitragsordnung wurde auf der Delegierten-

versammlung am 23. Juni 2023 in Hameln beschlossen. 

Sie ist Bestandteil der Satzung.

Stand: Beschluss Delegiertenversammlung 2023
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§ 1 BEITRAGSVERPFLICHTUNG

1)  Die Mitglieder des Steuerberaterverbandes sind nach § 12 Abs. 1 und 2 der 

Satzung verpflichtet, einen Mitgliedsbeitrag zu leisten. Dieser Beitrag beträgt:

 – 249,00 Euro jährlich (Regelbeitrag),

 –  ab dem dritten Mitglied in einer Kanzlei oder Gesellschaft auf Antrag 

je 199,00 Euro jährlich für die ersten drei Mitglieder,

 –  ab dem vierten Mitglied in einer Kanzlei oder Gesellschaft auf Antrag 

für dieses Mitglied und jedes weitere Mitglied 149,00 Euro jährlich.

2)  Nach § 12 Abs. 2 Satz 3 der Satzung sind Ehrenpräsidenten, Ehrenmitglieder 

und Ehrenvorstandsmitglieder von der Beitragspflicht befreit.

3)  Für Mitglieder, die gleichzeitig einem Kollegialverband im DStV angehören 

und dort ebenfalls beitragspflichtig sind, ermäßigt sich auf Antrag der zu zah-

lende Beitrag auf 50 Prozent des Regelbeitrages.

4)  Für Mitglieder, denen gemäß § 3 vor der Neufassung dieser Ordnung unbe-

fristet Beitragsermäßigungen gewährt wurden, verbleibt der Beitrag in seiner 

jeweiligen absoluten Höhe unverändert (Bestandsregelung).

5)  Der Beitrag ist zum 01.01. eines jeden Jahres fällig. Eine gesonderte Beitrags-

rechnung erfolgt nicht. Unterjährig beantragte Beitragsermäßigungen werden 

mit Wirkung zum 01.01. des Folgejahres gewährt.

§ 2 HÖHE DES BEITRAGES

1)  Die Höhe des Beitrages wird gemäß § 12 Abs. 1 der Satzung von der Delegier-

tenversammlung beschlossen.

2)  Erfolgt die Aufnahme des Mitglieds bis zum 30.06., ist der volle Jahresbeitrag 

zu leisten: erfolgt die Aufnahme nach dem 30.06., ist nur der hälftige Jahres-

beitrag zu leisten. Endet die Mitgliedschaft gemäß § 3 Abs. 4 Nr. 1, 3 oder 4 

der Satzung bis zum 30.06., ist nur der hälftige Mitgliedsbeitrag zu leisten. 

Ansonsten verbleibt es bei dem vollen Jahresbeitrag. 
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§ 3 ERMÄSSIGUNG, STUNDUNG UND ERLASS DES BEITRAGES

Das Präsidium kann gemäß § 12 Abs. 4 der Satzung den Beitrag in begründeten 

Fällen auf Antrag ermäßigen, stunden oder erlassen bzw. Neumitgliedern in den 

ersten zwei Jahren der Mitgliedschaft den Beitrag erlassen oder ermäßigen.

§ 4 BEITRAGSZAHLUNG PER LASTSCHRIFT

Die Mitglieder verpflichten sich, ihre Verpflichtung zur Beitragszahlung im Rahmen 

des SEPA-Verfahrens zu erfüllen und erteilen ein SEPA-Lastschrift-Mandat. Die Mit-

gliedsbeiträge werden ab dem 01.01. eines jeden Jahres eingezogen. 

§ 5 BEARBEITUNGSGEBÜHR BEI ZAHLUNG DURCH ÜBERWEISUNG

Wird der Beitrag durch Überweisung geleistet, erhöht sich der jeweilige Beitrag 

um eine Bearbeitungsgebühr in Höhe von 10,00 Euro. Die Überweisung hat auf 

das Konto des Steuerberaterverbandes Niedersachsen Sachsen-Anhalt e. V. bei 

der Deutschen Bank Hannover ( IBAN: DE79 2507 0070 0072 5523 00 BIC: DEUT-

DE2HXXX) zu erfolgen.

§ 6 ÄNDERUNG DER BEITRAGSORDNUNG

Die Beitragsordnung kann nur durch die Delegiertenversammlung geändert 

 werden. Änderungen gelten grundsätzlich ab dem 01.01. des Folgejahres, sofern 

die Delegiertenversammlung nichts anderes beschließt.
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Geschäftsordnung 
des Berufsförderungs-
ausschusses
Stand: Beschluss Delegiertenversammlung 2023
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1. ERRICHTUNG UND AUFLÖSUNG

Über die Errichtung von Ausschüssen entscheidet gemäß § 7 Abs. 9 Ziffer 3 

der Satzung die Delegiertenversammlung. Dies gilt auch für die Auflösung der 

 Ausschüsse.

2. MITGLIEDER

Die Mitglieder des Ausschusses werden von der Delegiertenversammlung gewählt. 

Die Dauer der Wahlperiode entspricht der des Präsidiums. 

Mitglieder des Ausschusses können bis zu drei Mal wiedergewählt werden. 

Das Präsidium entsendet eines seiner Mitglieder in den Ausschuss, um den Informa-

tionsfluss zwischen Ausschuss und Präsidium effektiv zu gestalten. Das entsandte 

Mitglied des Präsidiums ist vollwertiges Mitglied des Ausschusses. 

Dem Ausschuss sollten nicht mehr als 15 Kolleginnen und Kollegen angehören. 

Die Anzahl der zu wählenden Mitglieder des Ausschusses kann durch die Delegier-

tenversammlung durch Beschluss festgelegt werden, um eine effektive Arbeit des 

Ausschusses zu fördern.

3. AUFGABEN

Die Aufgaben des Ausschusses werden vom Präsidium zugewiesen.  

Derzeit sind dies:

–  Erarbeitung von Vorschlägen für die Gestaltung des Fortbildungsangebotes 

einschließlich der Steuerfachtagung 

–  Sichtung und Bewertung von Fortbildungsveranstaltungen des Steuerberater-

verbandes Niedersachen Sachsen-Anhalt e. V. und von Drittanbietern

– Erstellung von Seminarbewertungen zur Qualitätskontrolle. 

Weitere Aufgaben kann sich der Ausschuss im Einvernehmen mit dem Präsidium 

geben.
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4. TEILNAHME AN FORTBILDUNGSVERANSTALUNGEN 

–  Die Teilnahme an Fortbildungsveranstaltungen des  Steuerberaterverbandes 

 Niedersachsen Sachsen-Anhalt e. V. ist kostenfrei, wenn eine Seminar-

bewertung erstellt wird. Die Ausschussmitglieder sind gehalten, die Bewertung 

möglichst innerhalb von 3 Werktagen zu erstellen und bei der Geschäftsstelle 

einzureichen.

–  Die Kosten für den Besuch von Fortbildungsveranstaltungen von  Drittanbietern 

werden nach Freigabe der Teilnahme an der Veranstaltung durch die /den 

Hauptgeschäftsführer:in vom Steuerberaterverband Niedersachsen Sachsen-

Anhalt e. V. übernommen. Erstattet werden Seminargebühren und Fahrtkosten, 

wenn innerhalb von 3 Werktagen nach Seminarende eine Seminarbewertung 

in der Geschäftsstelle eingeht. Tagegelder werden nicht gezahlt.

5. VORSITZ

Die Mitglieder des Ausschusses wählen aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende:n und 

eine/n stellvertretende/n Vorsitzende:n für die Dauer der Wahlperiode. Zur Er-

füllung seiner/ ihrer Aufgaben bedient er/sie sich der Geschäftsstellen. Bei Ver-

hinderung des/der Vorsitzenden tritt der/die Stellvertreter:in an seine/ ihre Stelle.

6. SITZUNGEN

Der Ausschuss tagt mindestens drei Mal jährlich. Die Sitzungen finden vorzugs-

weise in Präsenz, aber auch online oder hybrid statt.

Die Tagesordnung ist mit einer Frist von drei Wochen von der/dem Vorsitzenden 

schriftlich oder in Textform einzuberufen. In Fällen besonderer Dringlichkeit kann 

diese Frist unterschritten werden. Ist ein Mitglied des Ausschusses verhindert an 

der Sitzung teilzunehmen, so hat es unverzüglich die Geschäftsstelle zu benach-

richtigen.

Mitglieder des Präsidiums und der Geschäftsführung sind berechtigt, an den 

Sitzungen beratend teilzunehmen. Dies gilt auch für Ehrenpräsidentinnen bzw. 

Ehren präsidenten. Der /die Vorsitzende kann anderen Personen die Teilnahme an 

einzelnen Sitzungen oder bestimmten Besprechungspunkten gestatten.
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Für Einzelthemen können Untergruppen gebildet werden, die zeitlich und örtlich 

getrennt tagen. 

Die Zahlung von Reisekosten und Aufwandsentschädigungen richtet sich nach 

den Reisekostenregelungen des Verbandes.

7. ABSTIMMUNGEN

Abstimmungen des Ausschusses erfolgen mit einfacher Mehrheit der  anwesenden 

Mitglieder. In dringenden Fällen können Abstimmungen auch außerhalb von 

 Sitzungen schriftlich, per TEAMS oder fernmündlich durchgeführt werden.

8. PROTOKOLLE

Über jede Sitzung des Ausschusses ist durch die Geschäftsstelle ein Protokoll zu 

fertigen, in dem die wesentlichen Ergebnisse sowie Abstimmungsergebnisse mit 

ihrem Wortlaut festgehalten werden. Das Protokoll ist von dem/der Vorsitzenden 

und vom/von der Protokollführer:in zu unterzeichnen und dem Präsi dium, dem 

Vorstand, den Mitgliedern des Ausschusses sowie der Geschäftsführung zuzuleiten.

9. INKRAFTTRETEN

Die vorliegende Geschäftsordnung ist mit Genehmigung durch die Delegierten-

versammlung am 23.06.2023 in Kraft getreten.
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Geschäftsordnung 
des IT-Ausschusses

Stand: Beschluss Delegiertenversammlung 2023
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1. ERRICHTUNG UND AUFLÖSUNG

Über die Errichtung von Ausschüssen entscheidet gemäß § 7 Abs. 9 Ziffer 3 

der Satzung die Delegiertenversammlung. Dies gilt auch für die Auflösung 

der  Ausschüsse.

2. MITGLIEDER

Die Mitglieder des Ausschusses werden von der Delegiertenversammlung gewählt. 

Die Dauer der Wahlperiode entspricht der des Präsidiums. 

Mitglieder des Ausschusses können bis zu drei Mal wiedergewählt werden. 

Das Präsidium entsendet eines seiner Mitglieder in den Ausschuss, um den Informa-

tionsfluss zwischen Ausschuss und Präsidium effektiv zu gestalten. Das entsandte 

Mitglied des Präsidiums ist vollwertiges Mitglied des Ausschusses. 

Dem Ausschuss sollten nicht mehr als 15 Kolleginnen und Kollegen angehören. 

Die Anzahl der zu wählenden Mitglieder des Ausschusses kann durch die Delegier-

tenversammlung durch Beschluss festgelegt werden, um eine effektive Arbeit des 

Ausschusses zu fördern.

3. AUFGABEN

Die Aufgaben des Ausschusses werden vom Präsidium zugewiesen. 

Der IT-Ausschusses unterstützt Kolleginnen und Kollegen und deren Mitarbeiter:in-

nen bei der Einführung und Umsetzung der Digitalisierung in den Kanzleien. Den 

Kanzleien muss das Rüstzeug dafür gegeben werden, die Prozesse in den Kanzleien 

zu verschlanken, um so dem Mitarbeitermangel entgegenzuwirken. Das Angebot 

des Verbandes im Bereich der Digitalisierung muss sich sowohl an diejenigen rich-

ten, deren Kanzleien noch zu Beginn der Einführung bzw. Umsetzung sind, aber 

auch an diejenigen, die im Prozess der Digitalisierung schon weit fortgeschritten 

sind und noch „weiter nach vorne wollen“. 

Der IT-Ausschuss erarbeitet Publikationen und Vorträgen zu Themen im Zusammen-

hang mit der Digitalisierung, die über die Verbandsmedien den Verbandsmitglie-

dern zur Verfügung gestellt werden. Der IT-Ausschuss nimmt an Fachveranstaltun-

gen des Verbandes mit eigenen Kurzvorträgen bzw. als Moderator von Workshops 

im Bereich der Digitalisierung teil. Apps und Tools für den Berufsalltag werden 
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von den Mitgliedern getestet und die Ergebnisse den Verbandsmitgliedern zur 

Ver fügung gestellt. Weitere Aufgaben kann sich der Ausschuss im Einvernehmen 

mit dem Präsidium geben.

4. VORSITZ

Die Mitglieder des Ausschusses wählen aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende:n und 

eine/n stellvertretende/n Vorsitzende:n für die Dauer der Wahlperiode. Zur Erfül-

lung seiner/ihrer Aufgaben bedient er/sie sich der Geschäftsstellen. Bei Verhinde-

rung des/der Vorsitzenden tritt der/die Stellvertreter:in an seine/ihre Stelle.

5. SITZUNGEN

Der Ausschuss tagt mindestens drei Mal jährlich. Die Sitzungen finden in Präsenz, 

online oder hybrid statt.

Die Tagesordnung ist mit einer Frist von drei Wochen von der/dem Vorsitzenden 

schriftlich oder in Textform einzuberufen. In Fällen besonderer Dringlichkeit kann 

diese Frist unterschritten werden. Ist ein Mitglied des Ausschusses verhindert an 

der Sitzung teilzunehmen, so hat es unverzüglich die Geschäftsstelle zu benach-

richtigen.

Mitglieder des Präsidiums und der Geschäftsführung sind berechtigt, an den 

Sitzungen beratend teilzunehmen. Dies gilt auch für Ehrenpräsidentinnen bzw. 

Ehrenpräsidenten. Der/die Vorsitzende kann anderen Personen die Teilnahme 

an  einzelnen Sitzungen oder bestimmten Besprechungspunkten gestatten.

Für Einzelthemen können Untergruppen gebildet werden, die zeitlich und ört-

lich getrennt tagen. 

Die Zahlung von Reisekosten und Aufwandsentschädigungen richtet sich nach 

den Reisekostenregelungen des Verbandes.
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6. ABSTIMMUNGEN

Abstimmungen des Ausschusses erfolgen mit einfacher Mehrheit der  anwesenden 

Mitglieder. In dringenden Fällen können Abstimmungen auch außerhalb von 

 Sitzungen schriftlich, online oder fernmündlich durchgeführt werden.

7. PROTOKOLLE

Über jede Sitzung des Ausschusses ist durch die Geschäftsstelle ein Protokoll zu 

fertigen, in dem die Ergebnisse sowie Abstimmungsergebnisse mit ihrem Wortlaut 

festgehalten werden. Das Protokoll ist von dem/der Vorsitzenden und vom/von 

der Protokollführer:in zu unterzeichnen und dem Präsidium, dem Vorstand, den 

Mitgliedern des Ausschusses sowie der Geschäftsführung zuzuleiten.

8. INKRAFTTRETEN

Die vorliegende Geschäftsordnung ist mit Genehmigung durch die Delegierten-

versammlung am 23.06.2023 in Kraft getreten.
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Geschäftsordnung des 
BWL-Ausschusses

Stand: Beschluss Delegiertenversammlung 2023
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1. ERRICHTUNG UND AUFLÖSUNG

Über die Errichtung von Ausschüssen entscheidet gemäß § 7 Abs. 9 Ziffer 3 

der Satzung die Delegiertenversammlung. Dies gilt auch für die Auflösung 

der  Ausschüsse.

2. MITGLIEDER

Die Mitglieder des Ausschusses werden von der Delegiertenversammlung gewählt. 

Die Dauer der Wahlperiode entspricht der des Präsidiums. 

Mitglieder des Ausschusses können bis zu drei Mal wiedergewählt werden. 

Das Präsidium entsendet eines seiner Mitglieder in den Ausschuss, um den Informa-

tionsfluss zwischen Ausschuss und Präsidium effektiv zu gestalten. Das entsandte 

Mitglied des Präsidiums ist vollwertiges Mitglied des Ausschusses. 

Dem Ausschuss sollten nicht mehr als 8 Kolleginnen und Kollegen angehören. Die 

Anzahl der zu wählenden Mitglieder des Ausschusses kann durch die Delegierten-

versammlung durch Beschluss festgelegt werden, um eine effektive Arbeit des 

Ausschusses zu fördern.

3. AUFGABEN

Die Aufgaben des Ausschusses werden vom Präsidium zugewiesen. 

 Derzeit sind dies:

–  Aufgabe des Ausschusses ist die Ermittlung des Unterstützungsbedarfs der 

Mitglieder im Bereich der betriebswirtschaftlichen Beratung und die Auswahl 

und Umsetzung geeigneter Maßnahmen. Der Ausschuss dient außerdem der 

Vernetzung des Landesverbandes mit dem DStV und der  Steuerberaterkammer 

Niedersachsen im Bereich der betriebswirtschaftlichen Beratung und dem 

Projekt „Offensive Mittelstand”. Die Mitglieder des Ausschusses sehen sich 

als Multi plikatoren für das Thema und den Transport der Informationen an 

die Basis.

–  Den Strukturierungsansatz bzw. den Ordnungsrahmen der Arbeit des 

 Aus schusses bilden die drei Säulen „Inhalt – Methode – Tools“.



30

–  Mandanten trotz rückläufiger Nachfrage nach Buchführungsleistungen und 

Steuerdeklaration an die Kanzlei binden, stellen die Prozess- und Organisations-

beratung dar. 

–  Den Kolleginnen und Kollegen sollten Tools für die betriebswirtschaftliche 

Beratung an die Hand gegeben werden. Die Praxistauglichkeit der Tools könnte 

an einem „Software-Tool-Tag“ thematisiert werde. Der Verband könnte eigene 

Beratungskonzepte entwickeln lassen und vermarkten.

–  Berichte über neue Geschäftsfelder der Kolleg:innen im Bereich der betriebs-

wirtschaftlichen Beratung sowie der Prozess- und Organisationsberatung sollen 

in den Verbandsmedien veröffentlicht werden. Den Input hierfür könnten 

 Be fragungen bei den Mitgliedern liefern.

Weitere Aufgaben kann sich der Ausschuss im Einvernehmen mit dem Präsidium 

geben.

4. VORSITZ

Die Mitglieder des Ausschusses wählen aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende:n und 

eine/n stellvertretende/n Vorsitzende:n für die Dauer der Wahlperiode. Zur Er-

füllung seiner/ ihrer Aufgaben bedient er/sie sich der Geschäftsstellen. Bei Ver-

hinderung des/der Vorsitzenden tritt der/die Stellvertreter:in an seine/ihre Stelle.

5. SITZUNGEN

Der Ausschuss tagt mindestens drei Mal jährlich. Die Sitzungen finden vorzugs-

weise in Präsenz, aber auch online oder hybrid statt.

Die Tagesordnung ist mit einer Frist von drei Wochen von der/dem Vorsitzenden 

schriftlich oder in Textform einzuberufen. In Fällen besonderer Dringlichkeit kann 

diese Frist unterschritten werden. Ist ein Mitglied des Ausschusses verhindert an 

der Sitzung teilzunehmen, so hat es unverzüglich die Geschäftsstelle zu benach-

richtigen.

Mitglieder des Präsidiums und der Geschäftsführung sind berechtigt, an den 

Sitzungen beratend teilzunehmen. Dies gilt auch für Ehrenpräsidentinnen bzw. 
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Ehren präsidenten. Der/die Vorsitzende kann anderen Personen die Teilnahme 

an  einzelnen Sitzungen oder bestimmten Besprechungspunkten gestatten.

Für Einzelthemen können Untergruppen gebildet werden, die zeitlich und 

 örtlich getrennt tagen. 

Die Zahlung von Reisekosten und Aufwandsentschädigungen richtet sich 

nach den Reisekostenregelungen des Verbandes.

6. ABSTIMMUNGEN

Abstimmungen des Ausschusses erfolgen mit einfacher Mehrheit der anwesen-

den Mitglieder. In dringenden Fällen können Abstimmungen auch außerhalb 

von  Sitzungen schriftlich, online oder fernmündlich durchgeführt werden.

7. PROTOKOLLE

Über jede Sitzung des Ausschusses ist durch die Geschäftsstelle ein Protokoll zu 

fertigen, in dem die Ergebnisse sowie Abstimmungsergebnisse mit ihrem Wortlaut 

festgehalten werden. Das Protokoll ist von dem/der Vorsitzenden und vom/von 

der Protokollführer:in zu unterzeichnen und dem Präsidium, dem Vorstand, den 

Mitgliedern des Ausschusses sowie der Geschäftsführung zuzuleiten.

8. INKRAFTTRETEN

Die vorliegende Geschäftsordnung ist mit Genehmigung durch die Delegierten-

versammlung am 23.06.2023 in Kraft getreten.
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Geschäftsordnung des 
Mitarbeiterfortbildungs-
ausschusses

Stand: Beschluss Delegiertenversammlung 2023
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1. ERRICHTUNG UND AUFLÖSUNG

Über die Errichtung von Ausschüssen entscheidet gemäß § 7 Abs. 9 Ziffer 3 

der Satzung die Delegiertenversammlung. Dies gilt auch für die Auflösung 

der  Ausschüsse.

2. MITGLIEDER

Der Mitarbeiterfortbildungsausschuss ist ein gemeinsamer Ausschuss von Steuer-

beraterkammer Niedersachsen und Steuerberaterverband. Der Ausschuss wird 

von Kammer und Verband paritätisch besetzt.

Die Mitglieder des Ausschusses auf Seiten des Steuerberaterverbandes werden von 

der Delegiertenversammlung gewählt und können bis zu drei Mal wiedergewählt 

werden. Die Dauer der Wahlperiode entspricht der des Präsidiums. 

Die Mitglieder des Ausschusses auf Seiten der Steuerberaterkammer Niedersachsen 

werden von der Steuerberaterkammer Niedersachen zu Beginn der Wahlperiode 

des Kammervorstands benannt. 

Das Präsidium des Verbandes entsendet eines seiner Mitglieder in den Ausschuss, 

um den Informationsfluss zwischen Ausschuss und Präsidium effektiv zu gestalten. 

Das entsandte Mitglied des Präsidiums ist vollwertiges Mitglied des Ausschusses. 

Dem Ausschuss sollten nicht mehr als 10 Kolleginnen und Kollegen angehören. Die 

Anzahl der zu wählenden Mitglieder des Ausschusses auf Seiten des Steuerberater-

verbandes kann durch die Delegiertenversammlung durch Beschluss festgelegt 

werden, um eine effektive Arbeit des Ausschusses zu fördern.

3. AUFGABEN

Die Aufgaben des Ausschusses sind derzeit:

–  Erarbeitung von Vorschlägen für die Gestaltung des Fortbildungsangebotes 

des Verbandes.

–  Fachliche Begleitung der von der Steuerberaterkammer angebotenen 

 Fachwirtlehrgänge. 

–  Erarbeitung von Vorschlägen für die Weiterbildung der Mitarbeiter im Bereich 

der Digitalisierung.
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Weitere Aufgaben kann sich der Ausschuss im Einvernehmen mit dem Präsidium 

des Steuerberaterverbandes geben.

4. VORSITZ

Die Mitglieder des Ausschusses wählen aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende:n und 

eine/n stellvertretende/n Vorsitzende:n für die Dauer der Wahlperiode. Zur Er-

füllung seiner/ihrer Aufgaben bedient er/sie sich der Geschäftsstellen von Kammer 

und Verband. Bei Verhinderung des /der Vorsitzenden tritt der/die Stellvertreter:in 

an seine /ihre Stelle. 

5. SITZUNGEN

Der Ausschuss tagt mindestens zwei Mal jährlich. Die Sitzungen finden vorzugs-

weise in Präsenz, aber auch online oder hybrid statt.

Die Tagesordnung ist mit einer Frist von drei Wochen von der /dem Vorsitzenden 

schriftlich oder in Textform einzuberufen. In Fällen besonderer Dringlichkeit kann 

diese Frist unterschritten werden. Ist ein Mitglied des Ausschusses verhindert an 

der Sitzung teilzunehmen, so hat es unverzüglich die Geschäftsstelle zu benach-

richtigen.

Mitglieder des Präsidiums und der Geschäftsführung von Kammer und Verband 

sind berechtigt, an den Sitzungen beratend teilzunehmen. Dies gilt auch für Ehren-

präsidentinnen bzw. Ehrenpräsidenten. Der /die Vorsitzende kann anderen Perso-

nen die Teilnahme an einzelnen Sitzungen oder bestimmten Besprechungspunkten 

gestatten.

Für Einzelthemen können Untergruppen gebildet werden, die zeitlich und örtlich 

getrennt tagen. 

Die Zahlung von Reisekosten und Aufwandsentschädigungen richtet sich nach 

den Reisekostenregelungen der Kammer bzw. des Verbandes.
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6. ABSTIMMUNGEN

Abstimmungen des Ausschusses erfolgen mit einfacher Mehrheit der  anwesenden 

Mitglieder. In dringenden Fällen können Abstimmungen auch außerhalb von 

 Sitzungen schriftlich, fernmündlich oder per TEAMS durchgeführt werden.

7. PROTOKOLLE

Über jede Sitzung des Ausschusses ist durch die Geschäftsstelle des Verbandes 

ein Protokoll zu fertigen, in dem die wesentlichen Ergebnisse sowie Abstimmungs-

ergebnisse mit ihrem Wortlaut festgehalten werden. Das Protokoll ist von dem/der 

Vorsitzenden und vom/von der Protollführer:in zu unterzeichnen und dem Präsi -

dium, dem Vorstand, den Mitgliedern des Ausschusses sowie der Geschäftsführung 

zuzuleiten.

8. INKRAFTTRETEN

Die vorliegende Geschäftsordnung ist mit Genehmigung durch die Delegierten-

versammlung am 23.06.2023 in Kraft getreten.



Folgen Sie uns auf


